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Medieninformation 
 

Wohnen für Alle – Welche Reformen des Mietrechts sowie anderer 

Organisations- und Förderformate empfehlen sich? 
 

Abteilung Zivil- und Sozialrecht: Aus den Referaten am Mittwoch  

 

Grundlage der Referate war das Gutachten von Prof. Dr. Markus Artz, 

Bielefeld, und Prof. Dr. Arnold Lehmann-Richter, Berlin 

 

Erfurt, den 16.09.2026, „‘Wohnen für alle‘ ist das Thema unserer Zeit“ 

– mit diesen Worten eröffnet Prof. Dr. Beate Gsell die Vorstellung der 

Referate. Die Referierenden sind sich einig: Die Mietmarktregulierung 

betrifft die gesamte Gesellschaft. Die Referatsvorträge konzentrieren 

sich nur auf die Mietpreisregulierung und das Problem der 

Wohnraumversorgung. 

 

Dr. Björn Harich beleuchtet die Mietrechtsreform aus sozialrechtlicher 

Sicht. Er warnt vor einer „Sozialhilfisierung“ der Gesellschaft. Steigen 

die Mietpreise weiter, wächst der Kreis der 

Sozialleistungsempfängerinnen. Harich kritisiert die öffentliche 

Wohnkostenunterstützung (Wohngeld, SGB II und SGB XII) von Bund, 

Ländern und Kommunen deutlich. Sie umfasst jährlich über 26 

Milliarden Euro. Diese sei eine „Leistung ohne Lenkung“. Nicht nur 

bestehe ein strukturelles Auseinanderfallen, etwa hinsichtlich der 

Finanzierung und fachlicher Verantwortung. Auch fehle es an 

Informationen darüber, wie die Leistungen tatsächlich wirken. Er 

verdeutlicht: „Wir haben ein erhebliches Maß an Nichtwissen. Wir 

fragen nicht, in welche Stadtteile diese Leistungen fließen, in was für 

Wohnungen die Leistungsempfänger wohnen, wie die 

Wohnverhältnisse sind und welche Vermieter hiervon profitieren.“  
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Anders als das Gutachten spricht sich Harich für ein Festhalten an der 

Mietpreisbremse aus. Die ortsübliche Vergleichsmiete bewertet Harich 

als wichtiges Erkenntnismittel. Eine Sozialvermietungspflicht hält er 

nicht für eine passende Lösung. Er stellt infrage, ob eine 

Erfüllungspflicht zu einem günstigen Angebot führt. Stattdessen fordert 

er ein Bündel an Maßnahmen, unter anderem, das Wohnen in weniger 

angespannten Wohnungsmärkten attraktiver zu machen. Trotz des 

hyperkomplexen Mietrechts zeigt sich Harich zuversichtlich: Aus 

sozialrechtlicher Perspektive sei man Schlimmeres gewöhnt. 

 

Katharina Wagner lenkt den Blick auf die Verhandlungspositionen von 

Vermietenden und Mietenden. Sie stellt heraus: „Wer eine Wohnung 

anbietet, kann Verhandlungen folgenlos abbrechen. Wer eine Wohnung 

sucht, kann das nicht.“ Der Mietsuchende befinde sich häufig in akuter 

Wohnungsnot. Wagner spricht sich, wie ihr Vorredner, für den Erhalt 

der ortsüblichen Vergleichsmiete aus und plädiert für eine 

Weiterentwicklung dieses Instruments. Ein fairer Maßstab müsse 

komplex sein, sagt sie. Der Vorteil der ortsüblichen Vergleichsmiete 

liegt für Wagner darin, dass sie marktvermittelt bleibt und der Preis 

sich nach dem Objekt richtet. 

 

Wagner gibt zu bedenken, ob bei der im Gutachten vorgeschlagenen 

Indexmiete eine frei verhandelte Ausgangsmiete bei Neuvermietungen 

überhaupt möglich ist. Kritisch merkt sie an, dass der Wettbewerb auf 

angespannten Wohnungsmärkten nicht funktioniere. Sie schlägt 

ergänzend vor, kostenorientierte Modelle zu prüfen. Dem Ziel der 

Sozialvermietungspflicht stimmt Wagner ausdrücklich zu. Sie 

hinterfragt aber, ob diese die Versorgungslücke schließen kann, und 

erwartet einen erheblichen Verwaltungsaufwand. Voraussetzung für 

eine Sozialvermietungspflicht ist für Wagner ein umfassendes, 
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flächendeckendes Wohnungs- und Gebäuderegister, das im Übrigen 

auch Harich fordert. 

 

Wie Harich sieht auch Wagner erheblichen Handlungsbedarf bei § 5 

des Wirtschaftsstrafgesetzes (WiStG). Die Norm müsse praktikabler 

werden. Die beiden Referenten stimmen dem de-lege-ferenda-

Vorschlag im Gutachten zu. Wagner führt hierzu aus, dass dies den 

Ermittlungsaufwand der Wohnungsämter erheblich reduziert. Weiter 

schlägt Wagner vor, dass vor Bußgeld- und Gerichtsverfahren künftig 

ein dialogisches Verfahren stehen soll. 

 

Prof. Dr. Steffen Sebastian analysiert die mietrechtliche Debatte aus 

einer ökonomischen Perspektive. Dazu erläutert er zunächst drei 

Prinzipien: die Verteilungsökonomie, die Wettbewerbsökonomie und 

die neue politische Ökonomie. Problematisch erscheint ihm vor allem 

ein Lock-In-Effekt bei Fehlbelegung und die Situation für 

Neuvertragsmieter. Er warnt jedoch nach der „Ölflecktheorie“ vor einer 

Überregulierung. Als einen „extremen Gegner der Mietpreisbremse“ 

bezeichnet er sich nicht. Sebastian fordert eine marktnähere 

Berechnung des Mietspiegels sowie eine schrittweise Abschaffung der 

Kappungsgrenze. Außerdem solle der Mietspiegel unabhängig von 

staatlichem und politischem Einfluss aufgestellt werden. 

Markteinflüsse dürften aus seiner Sicht nicht durch Regulierung 

reduziert werden; Bestandsmieten sollten an Neumieten angepasst 

werden. Sein Credo ist: „The best cure against high prices are high 

prices.“ Zur Versorgungslage meint Sebastian, es gebe nicht zu wenige 

Wohnungen, sondern diese würden nur schlecht verteilt. Allein dem 

Staat obliege die Verteilungsaufgabe. 


